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Piratenpartei Landesverband Brandenburg zu „Weigerung der 
Offenlegung von EU-Agrarsubventionen“: 

 Offenlegung aller wirtschaftlichen Fördergelder 
 Bei EU-Agrarsubventionen in Höhe von 40 Mrd. Euro hat jeder 

Bürger ein Recht zu erfahren, wohin die Steuergelder fließen 

 Inkaufnahme von Strafzahlungen in Millionenhöhe an die EU 
aus wahltaktischen Gründen 

Bis zum 30.April sind alle EU-Staaten verpflichtet, ihre Agrarsubventionen gegenüber dem Bürger 

offenzulegen und über Internetportale zu veröffentlichen.  Immerhin geht es in Europa um einen 

Topf von 40 Mrd. Euro pro Jahr. Gemäß den letzten verfügbaren Zahlen erhalten in Deutschland 0,5 

Prozent der Betriebe jeweils mehr als 300.000 Euro, während 70 Prozent der Betriebe jeweils bis zu 

10.000 Euro erhalten.  

In Österreich hatte die Umsetzung bereits in der Vergangenheit Erstaunen hervorgerufen, da erst auf 

Platz 13. der am höchsten subventionierten Betriebe ein Landwirtschaftsbetrieb stand.  

Das Landwirtschaftsministerium möchte diese Regelung jedoch aussetzen, obwohl die EU rechtliche 

Schritte gegen Deutschland für möglich hält.  

Die in wenigen Wochen stattfindende Europawahl dürfte eine Rolle bei der Überlegung des 

Ministeriums spielen. Das Ministerium legt den Ländern dabei nahe, eine bundesweite 

verfassungskonforme Regelung abzuwarten und bezieht sich dabei auf die Datenschutzrechte der 

Landwirtschaftsbetriebe.  

Der Datenschutzbeauftrage Peter Schaar hat jedoch diesbezüglich keine Bedenken. Vielmehr sieht 

er das öffentliche Interesse an der Offenlegung der Steuermittelverteilung als höherwertig gegenüber 

den Einzelinteressen der Landwirte an, zumal die Unternehmen, die 2008 einen Antrag auf 

Subvention gestellt haben, mit dem Unterschreiben auch die Veröffentlichung ihrer Daten 

zugestimmt haben. 

 

Brandenburg hat bisher nur eine Teilveröffentlichung vorgenommen. Danach erhielt beispielsweise 

der Energiekonzern RWE für die Rekultivierung ehemaliger Braunkohlegruben 2007 mehr als 

526.000 Euro und der Möbelfabrikant Steinhoff über zwei Agrarbetriebe 1,65 Millionen Euro von 

der EU.  

Seit dem 17. Dezember 2008 können auf www.agrar-fischerei-zahlungen.de Informationen über 

Empfänger von EU-Zahlungen aus dem "Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EGFL)", dem "Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER) und dem "Europäischen Fischereifonds (EFF)" recherchiert werden. 

Die Piratenpartei fordert die Landesregierung auf, die Höhe und die Empfänger aller 

wirtschaftlichen Fördergelder des Landes sowie des Bundes und der EU der Öffentlichkeit zur 

Verfügung zu stellen. 

Axel Mehldau, Vorsitzender des Landesverbandes Brandenburg, fordert: "Die Bundesregierung ist 

jetzt in der Pflicht offenzulegen, welche Firmen von Steuermitteln und Subventionen profitieren 

konnten. Es ist im Interesse der Bürger kostenträchtigen, juristischen Mitteln der EU vorzubeugen 

und die Richtlinie umzusetzen. Der Vorschlag des Bundesministeriums die Offenlegung der 

Subventionen hinauszuzögern, eignet sich auch politisch nicht, um die Entflechtung von Lobby und 

Staat zu fördern und Glaubwürdigkeit in die Demokratie der Bundesrepublik herzustellen." 
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